
Liebe Genossinnen und Genossen, 

das Coronavirus bestimmt derzeit die öffentliche Berichterstattung und das öffentliche Leben.
Auch im politischen Berlin reagieren wir auf die neuesten Entwicklungen. Mit diesem Beitrag
möchte ich euch darüber informieren, welche sozialdemokratischen Projekte wir in dieser Woche
auf den Weg gebracht haben.

Dem schicke ich einen Hinweis in eigener Sache vorweg: Für den 19. März habe ich im
Waldschlösschen Lienen zur Veranstaltung „Zukunft des Wohnens“ eingeladen. Gemeinsam mit
meinem Fraktionskollegen Klaus Mindrup wollte ich mit euch darüber diskutieren, wie die
zukünftige Wohnungspolitik aussehen muss. Anlässlich der Empfehlung des Kreises Steinfurt, alle
nicht dringend notwendigen Veranstaltungen bis auf weiteres ausfallen zu lassen, habe ich den
Termin abgesagt. Solltet ihr von Genossinnen und Genossen wissen, dass sie an der Veranstaltung
teilnehmen wollten, bitte ich euch darum, ihnen diese Information weiterzugeben. Die
Wohnungspolitik wird auch zukünftig noch eine große Rolle spielen – deshalb können wir auch
noch in einigen Monaten über das Thema diskutieren.

 Geflüchteten Kindern helfen
Es ist erschütternd, dass Geflüchtete, tausende Kinder unter ihnen, in griechischen
Aufnahmelagern unter untragbaren Lebensbedingungen ausharren müssen. Auf unser Drängen
hin hat sich der Koalitionsausschuss auf einen notwendigen humanitären Schritt verständigt: 1500
besonders schutzbedürftigen Kindern soll jetzt schnell geholfen werden. Deutschland wird
gemeinsam mit anderen EU-Mitgliedstaaten diese Kinder aus griechischen Lagern aufnehmen. Ein
Neustart in der europäischen Flucht- und Migrationspolitik ist jedoch unausweichlich.
Griechenland hat unsere Unterstützung und volle Solidarität.

 Entlasten und Investieren
Wir haben im Koalitionsausschuss durchgesetzt, dass die Investitionen in unser Land auf hohem
Niveau fortgesetzt und weiter ausgebaut werden. Wir werden die Investitionen des Bundes in
den Jahren 2021 bis 2024 um zusätzliche 12,4 Mrd. Euro verstärken. Gleichzeitig werden wir die
Investitionsmittel in den nächsten zehn Jahren auf hohem Niveau verstetigen und weiter
erhöhen. Geld für Kitas, Schulen und bessere Verkehrswege entlasten und unterstützen viele
Menschen in ihrem Alltag. Das ist wichtig für den Aufbau von Kapazitäten in Planungsbehörden
und Wirtschaft. Unverständlich ist jedoch, dass CDU und CSU unseren Vorschlag für eine
vorgezogene Soli-Abschaffung für 96,5 Prozent der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler zum 1.
Juli weiter blockieren. Davon direkt profitieren würden insbesondere Bezieherinnen und Bezieher
kleiner und mittlerer Einkommen. Zusammengenommen hätten sie 5 Milliarden Euro mehr in der
Tasche, wovon ein großer Teil in den Konsum fließen würde. Das wäre ebenfalls ein wichtiger
Beitrag zur Stabilisierung der Konjunktur.
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 Robuster Arbeitsmarkt auch in schwierigen Zeiten – „Arbeit-von-morgen“-Gesetz kommt 
Ob Strukturwandel oder Konjunkturkrise, die Bundesregierung will vorbereitet sein. Mit dem
Arbeit-von-morgen-Gesetz („Gesetzentwurf zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im
Strukturwandel und zur Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung“), das in dieser Woche
erstmals beraten wird, schaffen wir in Zeiten des Strukturwandels und im Falle eines
Konjunkturabschwungs Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt. Die Ausbreitung des Corona-Virus
COVID 19 zeigt erste wirtschaftliche Folgen: Quarantänemaßnahmen stören globale Lieferketten
und internationalen Austausch. Noch ist nicht absehbar, wie stark das Virus Unternehmen in
Deutschland treffen und sich auf Beschäftigung und Arbeitsmarkt auswirken wird. Für den
Ernstfall sieht das Arbeit-von-morgen-Gesetz vor, den Zugang zum Kurzarbeitergeld zu
erleichtern. So wird die unmittelbare Weiterbeschäftigung ermöglicht und Entlassungen werden
verhindert. Gleichzeitig sollen mit dem Arbeit-von-morgen-Gesetz Unternehmen und Beschäftigte
im Strukturwandel unterstützt werden. Wenn sich die Anforderungen an den Job ändern, zum
Beispiel durch die Digitalisierung, brauchen einige Beschäftigte eine Weiterbildung. Sollten
Menschen dennoch ihre Arbeit zu verlieren drohen, sollen sie in einen neuen Job gebracht
werden. Dafür wird die Bundesagentur für Arbeit (BA) gestärkt: Sie soll bei der Förderung von
beruflicher Weiterbildung und Qualifizierung von Beschäftigten, die vom Strukturwandel
betroffen sind, wirksam helfen. Das Arbeit-von-morgen-Gesetz verbessert zudem die
Fördermöglichkeiten für Qualifizierungen in Transfergesellschaften. Während des Bezugs von
Transferkurzarbeitergeld können in kleineren und mittleren Unternehmen (mit weniger als 250
Beschäftigten) künftig bis zu 75 Prozent der Weiterbildungskosten durch die Bundesagentur für
Arbeit übernommen werden. Damit soll der Übergang in eine neue Beschäftigung unterstützt
werden – und zwar unabhängig von Alter und Berufsabschluss. Das Arbeit-von-morgen-Gesetz
richtet die Arbeitsmarkt-Instrumente klar auf ein Ziel aus: Beschäftigung und Sicherheit für alle.
Das Gesetz soll bereits in der ersten Aprilhälfte in Kraft treten.

Eure

Ingrid Arndt-Brauer
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